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Meilenstein: Der polnische Außenminister Krzysztof Skubiszewski (links) und der deutsche 
Außenminister Hans-Dietrich Genscher (rechts) bei der Unterzeichnung des 
Nachbarschaftsvertrages am 17. Juni 1991 in Bonn. © Presse- und Informationsamt der Bundesregierung 

 
Einführung 

Der Untergang des kommunistischen Systems in Polen 1989, der Zusammenbruch der DDR 
und die darauffolgende deutsche Wiedervereinigung im Jahr 1990 bildeten die 
Voraussetzungen für die Entwicklung einer grundsätzlich neuen Qualität der deutsch-
polnischen Beziehungen. Bereits in Artikel 1 Absatz 2 des am 12. September 1990 
abgeschlossenen Zwei-plus-Vier-Vertrag wurde die völkerrechtlich verbindliche Regelung der 
deutsch-polnischen Grenze gefordert. Infolgedessen wurde am 14. November 1990 der 
deutsch-polnische Grenzbestätigungsvertrag zwischen beiden Ländern unterzeichnet. Am 17. 
Juni 1991 folgte die Unterzeichnung des „Vertrages über gute Nachbarschaft und 
freundschaftliche Zusammenarbeit“ zwischen der Bundesrepublik Deutschland und der 
Republik Polen. Dieser sollte die Zusammenarbeit in den Bereichen Politik, Wirtschaft, Kultur 
und Bildung auf eine neue Grundlage stellen. Als Vorbild diente dabei die Gestaltung der 
deutsch-französischen Beziehungen nach dem Zweiten Weltkrieg. 

Zudem wurde in dem Vertrag die Existenz einer deutschen Minderheit in Polen offiziell 
anerkannt, die bis 1989 von polnischer Seite geleugnet worden war. Die Regelungen zu 
politischen und kulturellen Minderheitenrechten waren besonders bedeutsam, da in 
Oberschlesien – wo seit 1945 der Großteil der verbliebenen deutschstämmigen bzw. 
deutschsprachigen Bevölkerung lebte – ein deutsches Kulturleben lange Zeit untersagt 
gewesen war. Im Gegenzug wurden auch die Rechte deutscher Staatsbürger geregelt, „die 
polnischer Abstammung sind oder sich zur polnischen Sprache, Kultur oder Tradition 
bekennen“. Diese wurden jedoch nicht als nationale Minderheit anerkannt, da sie nach 
deutscher Rechtsauffassung keine historisch gewachsene Minderheit darstellen (wie etwa 
Dänen oder Sorben), sondern überwiegend seit der Industrialisierung nach Deutschland 
zugewandert sind. 

Infolge des Nachbarschaftsvertrages entstanden zahlreiche politische und kulturelle 
Einrichtungen, die die neue Qualität der Beziehungen widerspiegeln. In Anlehnung an das 
deutsch-französische Jugendwerk wurde das Deutsch-Polnisches Jugendwerk mit Sitz in 
Potsdam und Warschau gegründet, um den Jugend- und Schüleraustausch zu fördern. Bis 
heute haben über 3,3 Millionen junge Menschen aus beiden Ländern an Austauschprogrammen 
teilgenommen. Auch die Zahl der Städtepartnerschaften stieg deutlich – von 54 im Jahr 1989 
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auf über 500 im Jahr 2026. Darüber hinaus wurde die Stiftung für deutsch-polnische 
Zusammenarbeit ins Leben gerufen, die seit 1991 Projekte zur Förderung der Verständigung 
finanziert. 

Die neuen politischen Rahmenbedingungen führten zudem zu einem starken Ausbau der 
wirtschaftlichen Beziehungen. Mit dem Beitritt Polens zur Europäischen Union im Jahr 2004 
eröffneten sich auch für polnische Unternehmen neue Chancen auf dem deutschen Markt. Im 
Jahr 2025 gingen etwa 27–30 % der polnischen Exporte nach Deutschland, während rund 7 % 
der Importe aus Deutschland stammten. Deutschland ist damit Polens wichtigster 
Handelspartner. Umgekehrt hat auch Polen als Handelspartner für Deutschland an Bedeutung 
gewonnen und liegt inzwischen auf Platz fünf – noch vor Ländern wie Italien oder dem 
Vereinigten Königreich.  

Trotz der vertraglichen Grundlagen und des Engagements beider Regierungen in den 1990er 
Jahren blieb das deutsch-polnische Verhältnis auf politischer Ebene nicht frei von 
Rückschlägen. Dabei spielten insbesondere der Umgang mit der gemeinsamen Geschichte 
sowie aktuelle europapolitische Fragen eine wichtige Rolle. Obwohl die Aufarbeitung der 
Vergangenheit offen und selbstkritisch vorangetrieben wurde, verdeutlichten verschiedene 
Debatten immer wieder bestehende Spannungen. So löste 2013 der ZDF-Fernsehfilm Unsere 
Mütter, unsere Väter in Polen erhebliche Kritik aus. Insbesondere die Darstellung der 
polnischen Heimatarmee als antisemitisch wurde als unangemessen empfunden. 

Auch der Regierungswechsel in Polen im Jahr 2015 beeinflusste die bilateralen Beziehungen 
deutlich. Bei den Parlamentswahlen gewann die nationalkonservative Partei Prawo i 
Sprawiedliwość unter der Führung von Jarosław Kaczyński die absolute Mehrheit. In der Folge 
kam es zu einer zunehmenden politischen Distanz zwischen Deutschland und Polen. Die PiS-
Regierung leitete tiefgreifende Veränderungen im Staatsaufbau ein und geriet damit in Konflikt 
mit der Europäischen Union, insbesondere in Fragen der Rechtsstaatlichkeit. So wurde unter 
anderem das Verfassungsgericht politisch beeinflusst und die öffentlichen Medien wurden mit 
regierungsnahen Personen besetzt. Diese Entwicklungen stießen sowohl innerhalb der EU als 
auch in Polen selbst auf erhebliche Kritik. Die EU leitete erstmals ein Verfahren zur Prüfung der 
Rechtsstaatlichkeit eines Mitgliedstaates ein. In Polen kam es zu Massenprotesten, bei denen 
Zehntausende für Demokratie und Rechtsstaatlichkeit demonstrierten. Zudem blieb die Frage 
deutscher Kriegsverbrechen ein sensibles Thema. Seit 2017 wurden verstärkt 
Reparationsforderungen gegenüber Deutschland erhoben. Während der PiS-Regierung wurde 
sogar ein Parlamentsausschuss eingesetzt, um mögliche Entschädigungsansprüche zu 
berechnen. 

Bei den Parlamentswahlen vom 15. Oktober 2023 gelang schließlich ein Regierungswechsel. 
Das Oppositionsbündnis aus der „Bürgerkoalition“ (Koalicja Obywatelska), „Dritter Weg“ 
(Trzecia Droga) und der Partei „Neue Linke“ (Nowa Lewica) erreichte mit 53,1 Prozent eine 
Mehrheit im Sejm. Unter der Führung von Donald Tusk verbesserten sich die deutsch-
polnischen Beziehungen wieder spürbar. Ein sichtbares Zeichen dafür waren die 16. deutsch-
polnischen Regierungskonsultationen am 2. Juli 2024 in Warschau – die ersten seit sechs 
Jahren. 

Die Präsidentschaftswahl 2025 in Polen führte jedoch erneut zu Spannungen. Der Wahlsieg 
von Karol Nawrocki, der von der PiS unterstützt wurde, wirkte sich auch auf die Beziehungen 
zu Deutschland aus. So bekräftigte er beim Gedenken an den deutschen Überfall auf Polen in 
Gdańsk im Jahr 2025 erneut Forderungen nach Reparationen in Höhe von 1,3 Billionen Euro.  

Trotz einer positiven Entwicklung der Zusammenarbeit auf wirtschaftlicher, kultureller und 
zwischenmenschlicher Ebene, verschlechtert sich das Bild der Deutschen in Polen deutlich.  
Dennoch handelt es sich nicht um eine grundsätzlich feindliche Haltung, sondern eher um eine 
wachsende Distanz und ein ambivalentes Verhältnis. Deutschland wird weiterhin als wichtiger 
wirtschaftlicher und politischer Partner wahrgenommen, gleichzeitig aber stärker als früher 
kritisiert – insbesondere in Fragen der Europapolitik, der Sicherheitspolitik und im 
Zusammenhang mit historischen Themen wie den Reparationsforderungen. Auffällig ist zudem, 
dass die Einstellung zu Deutschland in Polen stark von politischen Überzeugungen abhängt: 
Während liberal eingestellte Bevölkerungsteile Deutschland eher positiv sehen, überwiegt bei 
konservativen Wählern eine deutlich kritischere Haltung. Insgesamt lässt sich festhalten, dass 
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das Vertrauen und die emotionale Nähe abgenommen haben, ohne dass die grundlegende 
Bedeutung der deutsch-polnischen Beziehungen infrage gestellt wird.  

Nach dem 35-jährigen Jubiläum der Unterzeichnung des Nachbarschaftsvertrags im Jahr 2026 
bleibt somit weiterhin viel zu tun, um künftig stärker über gemeinsame Zukunftsinteressen, als 
über die Vergangenheit, zu sprechen und Deutschland und Polen tatsächlich zu einer 
„Interessengemeinschaft in Europa“ zu entwickeln – ein Ziel, das Krzysztof Skubiszewski 
bereits 1990 formuliert hatte. 
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